Deutscher Bundestag 
12. Wahlperiode 


Drucksache 12/7261 


14. 04. 94 


Beschlußempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Gesundheit (15. Ausschuß) 


zu dem Antrag der Abgeordneten Lieselott Blunck (Uetersen), 

Hans Gottfried Bernrath, Ingrid Becker-Inglau, weiterer Abgeordneter 
und der Fraktion der SPD 
— Drucksache 12/3463 — 


Einsatz der Gentechnik und anderer neuartiger biotechnologischer Verfahren 
in der Lebensmittelproduktion 


A. Problem 

Nach Auffassung der Antragsteller soll die Bundesregierung auf- 
gefordert werden, bei Regelungen zum Einsatz neuartiger biotech- 
nologischer Verfahren, insbesondere der Gentechnik, in der 
Lebensmittelerzeugung und -Verarbeitung u. a. folgende Grund- 
sätze zu berücksichtigen: 

— Verankerung des Vorsorgeprinzips, 

— umfassende Verantwortung des Produzenten, 

— Herstellung von Transparenz und Öffentlichkeitsbeteiligung, 

— Kennzeichnung, 

— Geltimgsbereich (Europäische Union), 

— Untersuchimg alternativer Verfahren und 

— Arbeitsschutz. 


B. Lösung 

Ablehnung des Antrags, da der vom Ausschuß am 25. November 
1992 gefaßte Beschluß zu dem Vorschlag für eine Verordnung des 
Rates über neuartige Lebensmittel und neuartige Lebensmittel- 
zutaten — KOM(92) 295 endg. — SYN 426 — Rats-Dok. 
Nr. 8050/92 — ausreicht. 

Mehrheitsentscheidung im Ausschuß. 
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C. Alternativen 

Die Antragsteller hielten an ihrem Antrag fest. 


D. Kosten 

wurden nicht erörtert. 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Antrag der Fraktion der SPD — Drucksache 12/3463 — 
abzulehnen. 

Bonn, den 28. Februar 1994 

Der Ausschuß für Gesundheit 


Dr. Dieter Thomae 

Vorsitzender 


Antje-Marie Steen 

B erichterstatterin 
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Bericht der Abgeordneten Antje-Marie Steen 


1. Zum Beratungsverfahren 

Der Deutsche Bundestag hat den Antrag in seiner 
134. Sitzung am 21. Januar 1993 an den Ausschuß für 
Gesundheit zur federführenden Beratung und an den 
Rechtsausschuß, den Ausschuß für Wirtschaft, den 
Ausschuß für Emähnmg, Landwirtschaft und Forsten, 
den Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktor- 
sicherheit, den Ausschuß für Forschung, Technologie 
und Technikfolgenabschätzung sowie an den EG- 
Ausschuß zur Mitberatung überwiesen. 

Der Ausschuß für Wirtschaft empfahl in seiner Stel- 
lungnahme vom 10. Februar 1993 mehrheitlich bei 
einer Enthaltung, den Antrag abzulehnen. Weiter 
empfahl er einstimmig bei einer Enthaltung, eine 
Kennzeichnung von gentechnisch hergestellten Le- 
bensmitteln und von solchen Lebensmittehi zu verlan- 
gen, bei denen gentechnisch veränderte Zutaten oder 
Zutaten aus gentechnisch veränderten Ursprungspro- 
dukten verwendet werden. Der Ausschuß für Ernäh- 
rung, Landwirtschaft und Forsten hat dem Antrag in 
seiner Sitzung am 3. Februar 1993 einstimmig zuge- 
stimmt. 

Der Ausschuß für Gesundheit hat die Beratung in 
seiner 64. Sitzung am 24. Juni 1993 aufgenommen und 
die Durchführung einer öffentlichen Anhörung von 
Sachverständigen beschlossen. Zu der Anhörung am 
30. Juni 1993 waren der Verein der Zuckerindu- 
strie e. V., Deutscher Bauernverband, Arbeitsgemein- 
schaft der Verbraucherverbände, Bund für Umwelt 
und Naturschutz Deutschland e. V., Gewerkschaft 
Nahrung-Genuß-Gaststätten, Prof. Dr. Gassen, 
Dr. Haas, Prof. Dr. Jany, Dr. Jens Katzek, Prof. 
Kemper, Prof. Dr. Netter, Prof. Dr. Sinell, Herr Speis- 
berg imd Frau Dr. Tappeser als Sachverständige 
geladen. Auf das Wortprotokoll und die als Ausschuß- 
drucksachen verteilten Stellungnahmen der Sachver- 
ständigen wird Bezug genommen. In der 67. Sitzung 
am 22. September 1993 hat der Ausschuß die Beratung 
fortgesetzt und in der 68. Sitzung am 29. September 
1993 abgeschlossen. Dabei hat er den Antrag mit den 
Stimmen der Mitglieder der Fraktionen der CDU/CSU 
und F.D.P. gegen die Stimmen der Mitglieder der 
Fraktion der SPD bei Abwesenheit des Mitglieds der 
Gruppe der PDS/Linke Liste und des Mitglieds der 
Gruppe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN abgelehnt. 


2. Zum Inhalt des Antrags 

Der eingeschränkte Anwendungsbereich des EG- 
Verordnungs entwarf s über neuartige Lebensmittel 
und Lebensmittelzutaten, z. B. nur bei „bedeuten- 
den" Änderungen in Zusammensetzung und Auswir- 
kung eines Lebensmittels, die Entscheidung über die 
Notwendigkeit eines Zulassungsverfahrens aufgrund 
des Votums eines einzigen Sachverständigen, das 


Fehlen einer verpflichtenden Gesundheitsprüfung 
und der Ausschluß von Verbraucher- und Umweltver- 
bänden seien nicht geeignet, in jedem Fall eine 
umfassende Prüfung aller sicherheitsrelevanten Sach- 
verhalte zu gewährleisten, und unterstreichen die 
starke ökonomische Ausrichtung. Die Kann-Regelung 
hinsichtlich einer Kennzeichnung ermögliche keine 
umfassende Verbraucherinformation. 

Notwendig sei daher eine stärkere Berücksichtigung 
von Verbraucher- und Umweltschutz gesichtspunkten 
und die Verankerung des Vorsorgegedankens. Falls 
die angeführten Fordenmgen nicht erfüllt würden, 
sollte den Mitgliedstaaten die Möglichkeit eröffnet 
werden, ein höheres nationales Schutzniveau auszu- 
legen. 


3. Zu den Beratungen im Ausschuß 

Die Mitglieder der Fraktion der SPD betonten, der 
Antrag habe einen erhöhten Gesundheitsschutz zum 
Ziel. Es dürfe nicht die Gewährleistung des freien 
Warenverkehrs im Vordergrund stehen, sondern in 
erster Linie die Gesundheitsvorsorge. Dazu gehöre 
eine umfangreiche Information und Kennzeichnung, 
ein transparentes Zulassungs verfahren, eine Berück- 
sichtigung der Umweltverträglichkeit und die Pro- 
duktsicherheit. Der Vorschlag der EG-Verordnung 
über neuartige Lebensmittel und Lebensmittelzutaten 
trage diesem Anliegen nur unzureichend Rech- 
nung. 

Sie kritisierten die Vorschläge für das Genehmigungs- 
verfahren, den Ausschluß von Zusatzstoffen, Ajomen 
und Extraktionslösungsmitteln aus dem Anwen- 
dungsbereich wie auch eine ungenügende Kenn- 
zeichnungspflicht. Der Antrag enthalte die notwendi- 
gen Forderungen und wolle erreichen, daß im Sinne 
eines vorsorgenden Verbraucherschutzes die Ent- 
scheidung für den Kauf und Verbrauch eines derarti- 
gen neuen Lebensmittels durch den Konsumenten 
eigenverantwortlich erfolgen könne. 

Die Mitglieder der Fraktionen der CDU/CSU und 
F.D.P. waren der Auffassung, die Charakterisienmg 
des Produktes in dem Antrag sei nicht ausreichend 
transparent. Zu fragen sei, ob es um Produkte gehe, 
die zu einem bestimmten Stadium der Herstellung mit 
gentechnischen Verfahren in Berührung gekommen 
seien, oder um Produkte, die im Vergleich zu her- 
kömmlichen Produkten nur mit gentechnischen Ver- 
fahren hergestellt werden können. Nach ihrer Ansicht 
müsse entsprechend dem Antrag Zucker, der einer 
Zuckerrübe entstamme, die irgendwann eine gen- 
technische Veränderung erfahren habe, gekenn- 
zeichnet werden, obwohl er sich von dem aus anderen 
Zuckerrüben hergestellten Zucker nicht unter- 
scheide. 
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Die Kennzeichnungspflicht dürfe nicht auf bestimmte 
Technologien und deren Produkte beschränkt blei- 
ben. Es dürfe nicht so sein, daß ein bestimmtes 
Herstellungsverfahren eine Kennzeichnungspflicht 
rechtfertige, wenn andere möglicherweise problema- 
tischere Verfahren nicht einbezogen würden. In die- 
sem Bereich müsse es zu einer EG-weiten Lösung 
kommen. Deshalb solle man abwarten, bis sich die EG 
entsprechend verständigt habe. Ihrer Ansicht nach sei 
der Beschluß des Ausschusses für Gesundheit zu dem 
Vorschlag für eine Verordnung des Rates über neuar- 
tige Lebensmittel und neuartige Lebensmittelzutaten 
vom 25. November 1992 ausreichend. Deshalb lehn- 
ten sie den Antrag ab. 

Der Beschluß des Ausschusses hat folgenden Wort- 
laut: 

,Der Ausschuß hat in seiner heutigen Sitzung einstim- 
mig folgenden Beschluß gefaßt: 

Die Bundesregienmg wird aufgefordert, aus Gründen 
des Schutzes der menschlichen Gesundheit und der 
Umwelt, bei den Beratungen des Vorschlages auf 
folgende Änderungen hinzuwirken: 

1 . Eine angemessene Bewertung des Risikopotenti- 
als neuartiger Lebensmittel und Lebensmittelzu- 
taten und daraus resultierende Schutzmaßnah- 
men sind im Rahmen der vorgeschlagenen Prüf- 
verfahren in jedem Fall zu gewährleisten. 

2. Eine Kennzeichnung neuartiger Lebensmittel 
oder Lebensmittelzutaten, insbesondere solcher, 
die unter Verwendung gentechnischer Verfahren 
hergestellt wurden, ist in der Versorgung vorzu- 
sehen. 

3. Die im Verordnungsvor schlag enthaltene Bestim- 
mung zu den Informationen der Verbraucher über 
neuartige — bespielsweise mit Hilfe gentechni- 
scher Methoden hergestellte — Lebensmittel ist 
unbefriedigend. Der Verweis des Artikels 6 Abs. 3 
auf Artikel 5 der Etikettierungsrichtlinie (79/112/ 
EWG) erscheint verfehlt, weil diese Rechtsnorm 
insoweit keine Hinweis- und Kennzeichnungs- 
pflicht enthält. 

Der Vorschlag wird damit dem für die Harmoni- 
sienmg des Binnenmarktes zentralen Postulat 
eines mündigen Verbrauchers, der durch entspre- 
chende Kennzeichnungen seine eigenverant- 
wortliche Kaufentscheidung treffen kann, nicht 
gerecht. 

4. Im vorhegenden Vorschlag soll eine Prüfung ein- 
zelbetrieblicher, struktureller, sektoraler und ab- 
satzwirtschafthcher Effekte und ihre Einbezie- 
hung in die Bewertung des zu prüfenden Erzeug- 
nisses vorgesehen werden. 

5. Artikel 10 des vorliegenden Verordnungsvor- 
schlags sieht vor, daß die Kommission nach Kon- 
sultation des zuständigen Lebensmittelausschus- 
ses und nach Kenntnisnahme und Protokollierung 
eventueller Voten der Mitghedstaaten die Ent- 
scheidung über eine Zulassung neuartiger 
Lebensmittel oder neuartiger Lebensmittelzuta- 
ten fällt. 


Die den Mitgliedstaaten eingeräumte Möglich- 
keit der Einflußnahme auf die Entscheidung wird 
angesichts der Tragweite der zu treffenden Ent- 
scheidungen als zu gering beurteilt. 

6. Der Anwendungsbereich der Verordnung bedarf 
der Präzisierung und Ausweitung. Hierbei sind 
folgende Erzeugnisgruppen zu bilden: 

— Sämtliche Lebensmittel (einschließhch der 
Zusatz- und Hilfsstoffe), die unmittelbar oder 
mittelbar durch Anwendung gentechnischer 
Verfahren entstehen oder hergestellt werden; 
dies gilt auch, wenn die Zusatz- oder Hilfs- 
stoffe im Lebensmittel nicht mehr enthalten 
sind. 

— Sämtliche Lebensmittel, die aus Einzellerpro- 
teinen bestehen oder Einzellerproteine enthal- 
ten. 

— Chemisch oder enzymatisch modifizierte 
Nährstoffe. 

Der Anwendungsbereich der Verordnung ist im 
Hinblick auf die bereits im Verkehr befindlichen 
und die aus Drittländern importierten entspre- 
chenden Erzeugnisse zu erweitern. 

7. Auf Lebensmittel, Lebensmittelzutaten oder 
Hilfsstoffe, die genetisch veränderte Organismen 
enthalten, ist die Richtlinie des Rates über die 
absichtliche Freisetzung genetisch veränderter 
Organismen in die Umwelt (Richtlinie 90/220/ 
EWG) ohne Einschränkung anzuwenden. 

8. Das im Verordnungsvorschlag vorgesehene An- 
meldeverfahren ist durch das Prinzip des „Verbots 
mit Erlaubnisvorbehalt" zu ersetzen. Hierbei ist 
gleichzeitig vorzusehen, die bestehenden Zulas- 
sungen vor dem Hintergrund z. B. neuer wissen- 
schaftlicher oder sonstiger Erkenntnisse und 
Aspekte turnusmäßig zu überprüfen und erforder- 
lichenfalls zu redivieren. 

9. Für die Zulassung der Lebensmittel, Zutaten oder 
Hilfsstoffe, die unter Verwendung gentechni- 
scher Verfahren hergestellt werden, ist eine Ent- 
scheidung durch den Rat (Ratsverfahren) not- 
wendig. 

10. Als Prüfkriterium für die Genehmigung eines 
neuartigen Lebensmittels, einer Lebensmittelzu- 
tat oder eines Hilfsstoffes sind zusätzlich in 
Anhang II die sozioökonomischen Auswirkungen 
des Inverkehrbringens aufzunehmen. Bei Fest- 
stellung ungünstiger sozioökonomischer Auswir- 
kungen ist im Falle von Lebensmitteln, Lebens- 
mittelzutaten und Hilfsstoffen, sofern im Laufe 
ihres Produktionsweges gentechnische Verfahren 
zur Anwendung kommen, auch bei im übrigen 
positiven Prüfergebnissen eine Genehmigung zu 
verweigern. 

11. Zur Wahrung eines hohen Verbraucherschutzni- 
veaus sind alle Lebensmittel, die gentechnisch 
hergestellt wurden oder unter Zuhilfenahme ent- 
sprechend produzierter Hilfsstoffe erzeugt wur- 
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den oder derart hergestellte Zusatzstoffe oder 
Zutaten enthalten, bei der Abgabe an Dritte als 
„unter Verwendung gentechnischer Verfahren 
hergestellt" zu kennzeichnen. 

12. Die bei den Verfahren nach den Artikeln 6 und 7 
vorgeschriebene Bewertung der Umweltverträg- 
lichkeit hat durch ein fachlich geeignetes Gre- 
mium zu erfolgen. ' 


Bonn, den 28. Februar 1994 


Antje-Marie Steen 

Berichterstatterin 
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